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ZEITGESPRÄCH

Besteht Spielraum für eine aktivere 
Konjunktur- und Wachstumspolitik?
Die Bundesregierung wird insbesondere von den Amerikanern in jüngster Zeit gedrängt, Maßnahmen zur 
Ankurbelung der Wirtschaft zu ergreifen. Besteht für solch eine Politik Spielraum? Dr. Otto Schlecht, Profes­
sor Hans-Jürgen Krupp und Professor Armin Gutowski nehmen Stellung.

Otto Schlecht
■y

Gegen kurzatmige konjunkturelle „Strohfeuerprogramme“

Das gesam twirtschaftliche U m ­

feld zeigt, daß der Aufschwung  

in der Bundesrepublik Deutschland  

1987 ins fünfte Jahr geht. Bundesre­
gierung und Wirtschaftsforschungs­

institute erw arten eine Fortsetzung  

des 3  %igen W irtschaftswachstum s  

im nächsten Jahr. Im G egensatz zu  

früheren Aufschwungsperioden ver­
läuft die wirtschaftliche Entwicklung 

bisher w eitgehend spannungsfrei, 

d. h. ohne gravierende Kapazitäts­
engpässe in wichtigen Produktions­
bereichen und ohne den früher in al­
len konjunkturellen Erholungspha­
sen zu beobachtenden Inflationsan­

stieg. Die Verlagerung der konjunk­
turellen Antriebskräfte vom Export 
auf die inländischen Nachfragekom ­
ponenten ist im Jahr 1986 vollzogen  

worden. Auch dam it sind die Voraus­
setzungen günstig, daß sich der 

W achstum sprozeß 1987 in ungebro­
chener Kraft fortsetzen wird. Die  

W eichen für einen lang anhaltenden  

wirtschaftlichen Aufschwung sind 

also gestellt.

Vor dem  Hintergrund des schw ä­
cheren 1. Q uartals 1986 gab es
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Stim m en aus dem  Ausland, die uns 

zu einer expansiveren W irtschafts­
politik drängen wollten. Die Forde­
rungen bezogen sich auf eine zu ­
sätzliche staatliche Ankurbelung  

der B innennachfrage, um so über 

den W irkungsm echanism us „stär­

kere B innennachfrage -  verm ehrte  

Im porte“ auch die internationale  

Konjunktur stärker in Schwung zu 

bringen und einen Beitrag zum  A b ­
bau des US-Leistungsbilanzdefizits  

zu leisten. D ie Bundesrepublik  

Deutschland sozusagen als Loko­
motive der Weltwirtschaft. D ie ho­
hen Leistungsbilanzüberschüsse, 

die Preisstabilität und erhebliche Er­
folge bei der Konsolidierung der öf­
fentlichen H aushalte böten Spiel­
raum für expansive M aßnahm en.

Allein von der quantitativen R e la ­
tion der deutschen W irtschaft im 

Vergleich zur US-W irtschaft w äre es  

eine Illusion gew esen zu glauben, 
daß das W achstum  der U SA  von 

uns nennensw ert hätte beeinflußt 
w erden können. Schließlich bezie ­
hen die U S A  nur knapp 6 %  ihrer Im ­

porte aus Deutschland und expor­

tieren zu uns nur rund 4 %  ihrer G e ­
sam tausfuhren. Der IW F hat zu 

Recht festgestellt, daß eine W achs­
tum sbeschleunigung in der Bundes­
republik Deutschland und Japan  

nur einen unwesentlichen Beitrag 

zur Anpassung der US-Leistungsbi- 

lanz leisten kann, daß in den U SA  

vor allem Eigenanstrengungen g e­

fordert sind. Gleichwohl besagt in­
ternationale Veranhvortung, daß je ­
der nach den internen Erfordernis­
sen einer Wachstums- und stabili­
tätsgerechten Politik zu handeln hat 

und dadurch gleichzeitig dem  inter­
nationalen wie dem  nationalen Inter­

esse dient. Ich glaube, w ir tun dies.

Auch ausländische Beobachter 

sind inzwischen zunehm end zu der 

Überzeugung gelangt, daß eine for­

cierte expansive Politik in der Bun­
desrepublik Deutschland eher kon­

traproduktiv w äre; dies konnte ich 

bei einer kürzlichen U S A -R eise  fest­

stellen.

In der gegenw ärtigen konjunktu­
rellen Situation bedarf es keiner zu ­
sätzlichen expansiven M aßnah-
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men. Das Wirtschaftswachstum mit 
einer laufenden Jahresrate von 3 % 
und die deutliche Verlagerung der 
Auftriebskräfte auf die Binnennach­
frage mit einer Steigerungsrate von 
rund 4%, insbesondere beim priva­
ten Verbrauch und den Investitio­
nen, sind der Nachweis für einen so­
liden, binnenwirtschaftlichen Auf­
schwung. Auch in der Bauwirt­
schaft, lange Zeit ein Sorgenkind, 
geht es wieder aufwärts. Generell 
ist die Kapazitätsauslastung gut 
und begünstigt neue Investitionen. 
Eine Fortsetzung des kräftigen Auf­
wärtstrends bei der Binnennach­
frage ist damit wahrscheinlich; auch 
1987 rechne ich mit 4%.

Damit sind die notwendigen An­
passungen im Außenhandelsbe­
reich erfolgreich im Gange. Die zur 
Zeit noch hohen nominalen Lei­
stungsbilanzüberschüsse haben 
ihre Ursache fast ausschließlich in 
den drastisch gesunkenen Einfuhr­
preisen (Dollarkurs, Öl). In realer 
Rechnung, was lange Zeit überse­
hen wurde, gehen die Überschüsse 
deutlich zurück. Während in den er­
sten neun Monaten des Jahres 
1986 der Export gegenüber dem 
Vorjahr real lediglich um 1,5% ge­
stiegen ist, nahmen die Importe 
gleichzeitig um 6 '/2% zu. Ohne die 
Preisveränderungen im Außenhan­
del wäre der Handelsbilanzüber­
schuß in den ersten neun Monaten 
dieses Jahres nicht um 30 Mrd. DM 
höher, sondern um rund 17 Mrd. DM 
niedriger gewesen als zur gleichen 
Vorjahreszeit. Inzwischen schlägt 
sich diese Entwicklung auch in den 
nominalen Größen nieder. Im Sep­
tember haben die Einfuhren gegen­
über dem Vormonat wertmäßig um 
fast 5 % (saisonbereinigt) zugenom­
men, während die Ausfuhren um ca. 
1 % gesunken sind. Dies ist auch 
bedingt durch unsere hohe Import­
elastizität, die wesentlich höher ist 
als zum Beispiel in Japan.

Der beachtliche Wachstumspro­
zeß in der Bundesrepublik Deutsch­
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land wurde durch eine Politik der 
Konsolidierung, der Rückgewin­
nung der Preisstabilität und der Ver­
besserung der Wachstumsbedin­
gungen erreicht. Es wäre widersin­
nig, diese Erfolge durch eine expan­
sive Fiskalpolitik im Sinne neuer 
staatlicher Ausgabenprogramme, 
wie sie immer wieder die SPD for­
dert, aufs Spiel zu setzen. Notwen­
dig ist dagegen eine weitere Verbes­
serung der Wachstumsbedingun­
gen, insbesondere für eine anhal­
tende Investitionsdynamik. Mit der 
Steuersenkung, wie sie von der 
Bundesregierung für 1986 und 1988 
durchgesetzt wurde, sind bereits er­
hebliche Impulse verbunden. Wich­
tig ist, daß diese Politik in der näch­
sten Legislaturperiode fortgesetzt 
wird mit einer umfassenden Steuer­
strukturreform, die auch eine we­
sentliche steuerliche Nettoentla­
stung bringen soll.

Stärkung der 
Wachstumskräfte

Die Politik der Bundesregierung 
ist darauf gerichtet, langfristig die

Die Autoren
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dynamischen Wachstumskräfte der 
Wirtschaft zu stärken. Eine solche 
Politik muß vor allem durch eine Be­
sinnung auf marktwirtschaftliche 
Grundprinzipien gekennzeichnet 
sein. Damit werden Kontinuität, 
Konsistenz und Glaubwürdigkeit zu 
grundlegenden Leitgedanken der 
Wirtschaftspolitik. Sie ist deshalb 
für den privaten Sektor ein bere­
chenbares, verläßliches Faktum, An 
dieser mittelfristigen Ausrichtung 
der Wirtschaftspolitik sollten keine 
Abstriche durch kurzfristigen Aktio­
nismus um kurzatmiger schneller 
Erfolge willen gemacht werden.

Auch bei der Beurteilung der 
Frage nach einer expansiven Geld­
politik ist inzwischen Besonnenheit 
zu vermerken. Nüchterne Beurtei­
ler, auch jenseits des Atlantiks, wa­
ren sich ohnehin darüber im klaren, 
daß eine Diskontsenkung von ei­
nem halben Prozentpunkt in 
Deutschland -  mehr stand ohne­
dies nicht zur Diskussion -  die gro­
ßen Ungleichgewichte im amerika­
nischen Budget und Außenhandel 
nicht gemindert hätte. Insofern 
hätte es sich hier allenfalls um einen 
symbolisch gemeinten Beitrag zur 
allgemeinen Verbesserung des 
Wirtschaftsklimas handeln können.

Die positive wirtschaftliche Ent­
wicklung in der Bundesrepublik 
Deutschland ist sicherlich auch 
durch die Geldpolitik getragen wor­
den. Die Geldpolitik, die grundsätz­
lich auf stetiges, kontinuierliches 
und langfristig durchzuhaltendes 
Wachstum ausgerichtet ist, war in 
den letzten Monaten deutlich ex­
pansiv. Die Bundesbank hat das 
Überschießen der Geldmenge tole­
riert. Die Zentralbankgeldmenge ist 
über den Zielkorridor hinausge­
wachsen. Die Geldmenge M 1 ist in 
den letzten Monaten mit einer Jah­
resrate von fast 11 % gestiegen. Der 
Geldmantel ist damit weit geschnit­
ten, und die Zinsen sind mitdie nied­
rigsten der Welt, Das Risiko, daß im

WIRTSCHAFTSDIENST 1986/XI
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Hinblick auf die Inflationsgefahren 
ein Mefir an geldpolitischer Expan­
sion schädlich gewesen wäre, war 
nicht von der Hand zu weisen. Auch 
sollten nicht die Erfahrungen ver­
gessen werden, daß expansive 
Geldpolitik keinesfalls mit einer 
Senkung des Kapitalmarktzinses 
einhergehen muß. Neue Inflations­
gefahren sind kurzfristig bei uns 
zwar nicht in Sicht, allerdings darf 
nicht vernachlässigt werden, daß 
hier nach dem Abklingen der öl­
preisbedingten Wirkungen Vorsicht 
angebracht ist.

Die Bundesbank unterstützt 
nachhaltig das Wachstum in der 
Bundesrepublik Deutschland und 
damit auch in anderen Ländern. Sie 
verbleibt dabei innerhalb der durch 
die Vermeidung neuer Inflationsge­
fahren gebotenen Grenzen. Ein 
nicht ausgenützter Spielraum für 
eine aktive Wachsfumspolitik be­
steht -  auch was die Geldpolitik an­
geht-nichL

Unerledigte Aufgaben

Die genannten Gründe, auf eine 
expansivere Finanz- und Kreditpoli­
tik zu verzichten, dürfen nicht als ein 
„Nein“ zu einer aktiven Wachstums­
politik mißverstanden werden. Im 
Gegenteil! Für eine weitere Verbes­
serung der von der Bundesregie­
rung verfolgten mittelfristigen 
Wachstumsstrategie, die über mehr

Investitionen das Produktionspo­
tential erhöhte und so mehr Arbeits­
plätze schafft, gibt es trotz der be­
achtlichen erreichten Erfolge noch 
unerledigte Aufgaben. Diese Aufga­
ben umfassen neben der bereits er­
wähnten Finanz- und Steuerpolitik 
und der stabilitäts- und wachstums­
gerechten Geldpolitik in erster Linie 
eine Politik zur Stärkung der Markt­
kräfte und des privaten Sektors. 
Was das letztere betrifft, ist von der 
Bundesregierung von Anfang an im­
mer wieder betont worden, daß 
diese Aufgabe nicht in einer einzi­
gen Legislaturperiode bewältigt 
werden kann.

Generell geht es darum, die be­
reits gute Konstitution der deut­
schen Wirtschaft und die Rahmen­
bedingungen für eine anhaltende 
Wirtschaftsdynamik noch weiter zu 
verbessern. Weitere Klarheit über 
die mittelfristige Strategie ist unab­
dingbare Voraussetzung für die 
Fortsetzung des Aufschwungs-wo- 
bei der wachstumsfördernde Bei­
trag, der bereits in einer klaren und 
überzeugenden wirtschaftspoliti­
schen Konzeption liegt, nicht unter­
schätzt werden sollte. Vor diesem 
Hintergrund teile ich nicht die von 
den Instituten und einigen ausländi­
schen Beobachtern geteilte Sorge, 
der Aufschwung könne im Verlauf 
des nächsten Jahres abflachen. Die 
weitere Wirtschaftsentwicklung, vor 
allem von der außenwirtschaftli­

chen Flanke her, wird aber selbst­
verständlich im Auge behalten. Das 
Ablehnen eines konjunkturellen 
„fine tuning“ schließt flexibles Han­
deln (z. B. im steuerlichen Bereich) 
im Rahmen einer klaren und glaub­
würdigen mittel- und langfristig 
orientierten Strategie nicht aus.

Als wirtschaftspolitische Dauer­
aufgaben im Rahmen dieser Strate­
gie sind der Abbau von überflüssi­
gen Regulierungen sowie die Stär­
kung des Wettbewerbs anzusehen. 
Mehr Wettbewerb schafft neue 
Märkte, neue Dynamik und Innova­
tionen und am Ende mehr Wachs­
tum. Dies gilt auch im Hinblick auf 
eine weitere Öffnung unserer 
Märkte nach außen und auf die Ver­
wirklichung des EG-Binnenmarkts.

In Genf wie in Brüssel setzt sich 
die Bundesregierung für baldige 
Fortschritte ein, weil auch so langfri­
stig mehr Wachstum für alle erreich­
bar ist.

Mehr Wettbewerb

Wichtig ist auch mehr Wettbe­
werb und Deregulierung auf bisher 
noch regulierten Märkten. Auf dem 
dynamischen Sektor der Telekom­
munikation ist möglichst viel private 
Konkurrenz bei Dienstleistungen 
und Endgeräten anzustreben. Für 
den Verkehrsbereich ist man in der 
EG bereits grundsätzlich übereinge­
kommen, den Verkehrsmarkt für

VERÖFFENTLICHUNGEN DES HWWA-INSTITUT FÜR WIRTSCHAFTSFORSCHUNG-HAMBURG
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Edward Böhm
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den gemeinschaftsweiten Wettbe­
werb zu öffnen. Hier hat die Bundes­
regierung zum Teil weitergehende 
Regulierungen aufzuweisen als an­
dere EG-Länder.

Der Wettbewerb könnte aber 
auch in vielen anderen Sektoren 
noch intensiver sein, so z. B. bei den 
Versicherungen, im Gesundheits­
wesen sowie in vielen Bereichen 
der öffentlichen Hand. Auch die von 
der Bundesregierung eingeleitete 
Privatisierung ist mit Energie weiter­
zutreiben. Hier ist es politisch von 
Bedeutung, daß die vom Bund ver­
folgte Politik auch von den Ländern 
unterstützt wird.

Deregulierung und Flexibilisie­
rung sind aber nicht allein Aufgaben

des Bundes und der Länder Auch 
die Tarifpartner stehen, was die Fle­
xibilisierung des Arbeitsmarktes be­
trifft, in der Verantwortung. Darüber 
hinaus muß die allgemeine Lohnpo­
litik ihre Rolle zur weiteren Revitali­
sierung der Wirtschaft und beim Ab­
bau der Arbeitslosigkeit überneh­
men. Die Stabilität des Preisni­
veaus kann nur bei langfristig stabi­
len Lohnstückkosten gewährleistet 
werden. In dieser Hinsicht sind die 
Abschlüsse dieses Jahres und die 
damit verbundene hohe Steigerung 
der Reallöhne wegen der außeror­
dentlichen Terms-of-Trade-Gewinne 
vertretbar. Allen Beteiligten sollte 
aber klar sein, daß der Verteilungs­
spielraum im nächsten Jahr deutlich 
kleiner sein wird.

Schließlich steht die Aufgabe ei­
ner Strukturreform der sozialen 
Renten- und Krankenversicherung 
an, nicht nur um die Finanzierung 
langfristig zu sichern, sondern auch 
um die gewaltig gestiegenen Lohn­
nebenkosten einzudämmen.

Meine Antwort auf die gestellte 
Frage lautet also zusammengefaßt: 
Ja, wenn unter aktiver Wachstums­
politik eine kontinuierliche mittel- bis 
langfristige Politik zur Stärkung der 
Marktkräfte verstanden wird; dieses 
„Ja“ schließt ein notfalls erforderli­
ches, flexibles konjunkturelles Ti­
ming nicht aus. Nein, wenn kontra­
produktive, kurzatmige konjunktu­
relle Strohfeuerprogramme inten­
diert sein sollten.

Hans-Jürgen'Krupp
'V

Eine aktivere Wachstumspolitik ist möglich und notwendig

Die Bundesrepublik Deutsch­
land befindet sich seit 1982 auf 

einem Wachstumspfad, der im Ver­
gleich zu der davor liegenden Re­
zession zu befriedigen vermag, der 
aber insgesamt auf zu niedrigem Ni­
veau verläuft, um die Arbeitslosig­
keit in dem notwendigen Umfang zu 
vermindern. Dazu kommt, daß die 
bisherige Aufwärtsentwicklung zu 
einem wesentlichen Teil durch von 
außen kommende Impulse getra­
gen wurde, bei deren Wegfall Sorge 
über den weiteren Verlauf der Ent­
wicklung berechtigt ist. Nach der 
von der Gemeinschaftsdiagnose 
vorgelegten Prognose wird zwar die 
jahresdurchschnittliche Wachs­
tumsrate im Jahre 1987 so wie im 
Jahre 1986 bei etwa 3 % liegen. Das 
Jahr 1986 hatte aber einen so unre­
gelmäßigen Wachstumsverlauf, 
daß Ende 1986 mindestens 1Vj% 
Überhang bestehen dürften, das 
heißt die Hälfte der jahresdurch­

schnittlichen Wachstumsrate des 
Jahres 1987 muß noch der Entwick­
lung im Jahr 1986 zugerechnet wer­
den. Die Verlaufsrate im Jahre 1987 
wird deutlich niedriger sein, als es 
die prognostizierte jahresdurch­
schnittliche Wachstumsrate an­
zeigt. Es ist nicht auszuschließen, 
daß es im Verlauf des Jahres 1987 
oder 1988 zu einer rezessiven Ent­
wicklung der deutschen Wirtschaft 
kommt, insbesondere wenn sich die 
Entwicklung in den USA weiter ab­
schwächt und die Weltwirtschaft 
langsamer wächst als in den letzten 
Jahren.

Vor diesem Hintergrund wird die 
Frage diskutiert, ob nicht höhere 
Wachstumsraten möglich wären. 
Die Erfahrung in den Vereinigten 
Staaten zeigt, daß dies möglich ist. 
Immerhin haben es die Vereinigten 
Staaten im Jahre 1984 auf 7% rea­
les Wachstum gebracht. In der in­
zwischen eingetretenen Abschwä­

chungsphase liegt das Wachstum 
immer noch in der Größenordnung, 
die in Europa in der Erholungs­
phase verzeichnet wird. Würde es 
den USA gelingen, was allerdings 
nicht sicher ist, im Jahre 1987, das 
nach Meinung vieler Beobachter als 
Rezessionsjahr einzustufen ist, ein 
Wachstum in der Größenordnung 
von 2 V2% zu erbringen, würde sich 
erneut die Frage stellen, warum in 
der Bundesrepublik Deutschland 
die Wachstumsentwicklung insge­
samt so viel schwächer ist.

Die Erklärung dieser Wachstums­
differenz ist strittig. Gesamtwirt­
schaftlich sind in den USA sowohl 
die Fiskal- als auch die Geldpolitik 
deutlich expansiver gewesen als in 
der Bundesrepublik Deutschland. In 
der Bundesrepublik ist daher die 
Frage zu diskutieren, ob nicht inzwi­
schen auch Spielraum für eine ex­
pansivere Finanz- und Geldpolitik 
besteht, ob man sich wirklich mit ei­
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ner Wachstumsrate von 2,5% im 
Aufschwung des Konjunl<turzyl<lus 
zufriedengeben muß.

Einwände

Die wichtigsten Einwände gegen 
eine aktive Wachstumspolitik sollen 
im folgenden kurz diskutiert wer­
den:

Einmal wird darauf verwiesen, 
daß mehr wirtschaftliches Wachs­
tum unter volkswirtschaftlichen und 
gesellschaftlichen Kriterien eher 
schädlich sei. Man solle daher ganz 
zufrieden sein, wenn die Wachs­
tumsentwicklung so verhalten sei. 
Die Berechtigung dieses Argu­
ments hängt freilich von der Art des 
Wachstums ab. Betrachtet man die 
Erfahrung in anderen Industrielän­
dern, aber auch die jüngste Ent­
wicklung in der Bundesrepublik 
Deutschland, so zeigt sich, daß das 
Wachstum in erster Linie bei den 
Diensten erfolgt und damit relativ 
wenig Ressourcen in Anspruch 
nimmt. Soweit zusätzliche Dienstlei­
stungen im Humansektor, wie in Bil­
dung, Fort- und Weiterbildung, Ge­
sundheit, angeboten werden, ist zu­
sätzliches Wachstum zugleich wohl­
fahrtsmehrend. Soweit Wachstum 
auf Investitionen zur Verbesserung 
der Umwelt zurückgeht, sollte man 
jedenfalls nicht mit ökologischen 
Gründen gegen ein derartiges 
Wachstum argumentieren. Es 
kommt nicht nur auf die Quantität 
des Wachstums an, sondern auch 
auf seine Qualität. Hierbei handelt 
es sich übrigens nicht nur um die 
Frage, wieweit staatliche Politik zu 
einer Verbesserung der Wachs­
tumsqualität beiträgt. Auch die Ent­
wicklung der privaten Nachfrage 
richtet sich in höherem Umfang als 
in der Vergangenheit auf Dienste, 
so daß auch von dieser Seite mit ei­
ner Entwicklung zu rechnen ist, bei 
der ökonomisches Wachstum nicht 
mit einer größeren ökologischen Be­
lastung verbunden ist.

WIRTSCHAFTSDIENST 1986/XI

Der zweite Einwand gegen mehr 
Wachstum geht von der vermeintli­
chen Begrenztheit unseres Produk­
tionspotentials aus. Zweifellos hat 
der Rückgang der Investitionstätig­
keit Anfang der achtziger Jahre zu 
einer Abschwächung des Potential­
wachstums geführt. Der inzwischen 
zu verzeichnende stärkere Anstieg 
der privaten Investitionen setzt sich 
aber nur langsam in ein Wachstum 
des Produktionspotentials um.

Gegenläufige Tendenzen

So wichtig Berechnungen des 
Produktionspotentials für die Ab­
schätzung der mittelfristigen Ent- 
wicklungsmöglichkeiten einer 
Volkswirtschaft sind, so sehr ist es 
notwendig, den Charakter dieser 
Rechnungen richtig einzuschätzen. 
Jede Potentialermittlung beruht auf 
einer ganzen Anzahl von Annah­
men, die empirisch bestenfalls auf 
groben Schätzungen für grobe Ag­
gregate beruhen. Wichtig sind ins­
besondere die Annahmen über die 
Lebensdauer von Anlagen und die 
Annahmen über den Kapitalkoeffi­
zienten neuer Investitionen. Bei der 
Lebensdauer haben wir zwei ge­
genläufige Tendenzen zu beobach­
ten. Auf der einen Seite verlängert 
sich die Nutzung von Betriebsge­
bäuden, wobei es allerdings häufig 
zu einer Umwidmung kommt. Auf 
der anderen Seite veralten techni­
sche Ausrüstungen schneller als in 
der Vergangenheit. Der technische 
Fortschritt hat sich in den letzten 
Jahren unter dem Einfluß der Mi­
kroelektronik deutlich beschleunigt. 
Partiell sind freilich auch Umrüstun­
gen bestehender Anlagen möglich.

Auch beim Kapitalkoeffizienten 
gibt es gegenläufige Entwicklun­
gen. Investitionen zur Verbesse­
rung der Umwelt, zum Beispiel Luft­
reinigungsinvestitionen bei Kraft­
werken. vergrößern den Kapitalko­
effizienten. Der Ausstoß pro Kapital­
einheit sinkt. Von der Mikroelektro­

nik wiederum geht ein entgegenge­
setzter Einfluß aus. Der technische 
Fortschritt ist nun nicht nur arbeits-, 
sondern auch kapitalsparend. Zwei 
kleine Chips übernehmen die Funk­
tion, die früher ganze Schalt­
schränke hatten. Insbesondere im 
Bereich der Steuerungs- und Rege­
lungsaggregate sinkt der für eine 
Output-Einheit erforderliche Investi­
tionsbedarf drastisch.

Eine Trennung dieser beiden Ef­
fekte ist kaum möglich. Dennoch 
zeigt die Potentialrechnung des 
DIW, daß in den letzten Jahren in 
den meisten Wirtschaftszweigen 
der Investitionsbedarf zur Auswei­
tung des Produktionspotentials 
deutlich schwächer gestiegen ist. 
Zum Teil nimmt die Kapitalprodukti­
vität zusätzlicher Investitionen so­
gar wieder zu. Dies weist darauf hin, 
daß der zweite Effekt dominiert.

Zu dieser Trendänderung kommt 
hinzu, daß in Zeiten zunehmender 
Kapazitätsauslastung die Investitio­
nen verstärkt der Erweiterung die­
nen und das Rationalisierungsmotiv 
an Bedeutung verliert. Hierdurch 
werden gerade in diesen Zeiten die 
Auslastungsgrenzen nach oben ver­
schoben und gleichzeitig neue 
Beschäftigungsmöglichkeiten ge­
schaffen. Dazu kommt, daß auch in 
diesem Bereich der Strukturwandel 
eine wesentliche Rolle spielt. Je 
mehr der Strukturwandel zu den 
Diensten vorankommt, desto flexi­
bler wird der Zusammenhang zwi­
schen Kapitaleinsatz und Produk­
tionsergebnis. Eine absolute 
Grenze für die Ausweitung der Pro­
duktion ist daher in diesen Berei­
chen nur schwer angebbar.

Gegen die These vom vermeint­
lich fehlenden Produktionspotential 
spricht auch die empirische Erfah­
rung. Bei relativ niedrigen Wachs­
tumsraten ist es immer möglich ge­
wesen, auch bestimmte „Überla­
stungen“ des Produktionspotentials 
kurzfristig zu erreichen.
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Der dritte Einwand gegen ein stär­
keres Wachstum hängt mit dem 
eben Genannten zusammen, wird 
aber heute häufig unabhängig hier­
von diskutiert. Die Befürchtung ist, 
daß eine aktive Wachstumspolitik 
nicht zu mehr realem Wachstum, 
sondern nur zu mehr Inflation füh­
ren würde.

Das Inflationsproblem

Nun ist die Inflationsgefahr sicher 
ernst zu nehmen. Wir wissen, daß 
die allokativen Verzerrungen, die 
auf Inflation zurückgehen, den 
Wachstumsprozeß so nennenswert 
behindern, daß die Hoffnung, man 
könne durch mehr Inflation mehr 
Beschäftigung schaffen, nicht be­
rechtigt ist. Am Ende entsteht eine 
Stagflation, die niemandem nützt.

Aber auch wenn man das Infla­
tionsproblem sehr ernst nimmt, ent­
hebt dies nicht der Notwendigkeit, 
darüber nachzudenken, wie groß 
die Gefahr einer erneuten inflationä­
ren Tendenz wirklich ist. Außenwirt­
schaftlich wird die Bundesrepublik 
Deutschland zwar nicht mehr mit 
den Preissenkungen rechnen kön­
nen, die über Rohstoffverbilligung 
und Wechselkursänderung im Jahr 
1986 bestimmend waren. Umge­
kehrt ist aber nicht zu sehen, warum 
von der Außenwirtschaft her Infla­
tionsimpulse wahrscheinlich sein 
sollten. Der Dollarkurs wird mittelfri­
stig eher nachgeben als wieder an­
steigen. Die Rohstoffpreise werden 
bei verhaltener wirtschaftlicher Ent­
wicklung eher stagnieren als kräf­
tige Aufwärtssprünge machen. Au­
ßenwirtschaftlich ist also mit zusätz­
lichem Inflationsdruck nicht zu rech­
nen.

Binnenwirtschaftlich ist bei ver­
haltener Nachfrageentwicklung, die 
die nächsten Jahre prägen dürfte, 
nicht zu sehen, woher Preiserhö­
hungen größeren Umfangs kom­
men sollen. Die Lohnpolitik wird 
wahrscheinlich den Anschluß an die

nominalen Lohnerhöhungsraten 
des Jahres 1986 finden. Real wird 
dies weniger bedeuten, da die 
Preisentlastungseffekte aus dem 
Ausland 1987 weitgehend wegfal­
len. Die reale Lohnerhöhung wird im 
Zweifel etwa dem Produktivitäts­
wachstum entsprechen, so daß sich 
von dieser Seite kein zusätzlicher 
Kostendruck ergibt. Strukturell mag 
es gewisse Branchen geben, die mit 
Blick auf ihre Ertragslage meinen, 
einen Preiserhöhungsbedarf zu ha­
ben. Es sei an die so argumentie­
rende Bauwirtschaft erinnert. Zu­
nächst ist fraglich, ob dieser im Ein­
zelfall durchsetzbar ist. Darüber hin­
aus haben wir seit längerer Zeit die 
Erfahrung gemacht, daß derartige 
Änderungen der sektoralen Preis­
struktur sich in einem gewissen In­
flationssockel niederschlagen, der 
mit 1'/2% für das nächste Jahr ange­
messen eingeschätzt sein dürfte.

Vor diesem Hintergrund verbindet 
sich die Frage, ob von einer aktiven 
Wachstumspolitik eine Inflationsge­
fahr ausgeht, mit der eben diskutier­
ten Problematik der Ausschöpfung 
des Produktionspotentials. Hat die 
deutsche Volkswirtschaft noch Pro­
duktionsmöglichkeiten, so wird eine 
aktive Wachstumspolitik das Real­
wachstum beschleunigen, anstatt 
zusätzliche Inflation hervorzurufen.

Die aktuelle Situation

Nun ist die hier vorgetragene Be­
trachtungsweise eher unkonventio­
nell. Heute ist es modisch gewor­
den, die Frage möglicher inflationä­
rer Entwicklungen an der Entwick­
lung der Geldmenge festzumachen. 
Dabei wird darauf verwiesen, daß 
sich die Geldmenge doch sehr viel 
stärker als geplant ausgeweitet 
habe. Dies ist richtig. Damit ist aber 
noch nicht die Frage beantwortet, 
ob diese zusätzliche Ausweitung 
nun zu mehr Inflation oder mehr rea­
lem Wachstum führen wird, in einer 
Volkswirtschaft, die eine lange Peri­

ode schwacher Investitionsentwick­
lung hinter sich hat, bestände zu­
nächst ein erheblicher Nachholbe­
darf. Die stärkere Entwicklung der 
Geldmenge könnte dann zu ver­
mehrten Investitionen genutzt wer­
den. In mittelfristiger Betrachtung 
wäre darüber hinaus zu klären, ob 
nicht gerade eine überplanmäßige 
Zunahme des Geldmantels, vermit­
telt über Zinssenkungen, auch zu 
stärkerem realen Wachstum führen 
kann.

Die aktuelle Situation ist schließ­
lich durch eine ganze Anzahl von 
Sonderfaktoren geprägt, so daß 
man sich davor hüten sollte, den zur 
Zeit beobachtbaren Überhang zu 
stark zu gewichten. Einmal hat die 
Veränderung des Dollarkurses die 
D-Mark als Reserve- und Anlage­
währung attraktiver gemacht. Es 
wäre zu klären, ob hierdurch nicht 
auch die Entwicklung der Geld­
menge beeinflußt worden ist. Zum 
anderen ist ein Teil der 
Geldmengenexpansion auf eine 
Vergrößerung des Bargeldumlaufs 
zurückzuführen. Hier ist sehr frag­
lich, ob diese zusätzlichen Bargeld­
bestände sich wirklich im Umlauf 
befinden. Die hier vorliegenden Zu­
sammenhänge sind jedenfalls noch 
nicht abschließend geklärt. Schließ­
lich gibt es Indikatoren, die eher für 
eine zu enge Geldversorgung spre­
chen. Der Realzins am langen Ende 
des Kapitalmarkts ist nach wie vor 
hoch. Dies gilt auch, wenn m an-zu 
Recht -  die mittelfristig zu erwar­
tende Inflationsrate mit in Rech­
nung stellt.

Es ist sicher richtig, daß die Geld­
politik keinen unmittelbaren Einfluß 
auf die Zinssätze am langen Ende 
des Kapitalmarkts hat. Die These, 
daß die Geldpolitik auch mittelbar 
ohne Einfluß auf diesen Teil des 
Marktes sei, ist aber genauso wenig 
haltbar. In der gegenwärtigen Situa­
tion jedenfalls, in der kaum mit einer 
erneuten Inflation zu rechnen ist.
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könnte eine expansivere Geldpolitik 
verhindern, daß es am langen Ende 
wieder zu Zinssteigerungen kommt, 
die nun sicher nicht in die konjunktu­
relle Landschaft passen.

Schaffung eines 
Wachstumsklimas

Faßt man diese wenigen, nur kurz 
skizzierten Überlegungen zusam­
men, gibt es wenig überzeugende 
Einwände gegen eine aktive Wachs­
tumspolitik. Es stellt sich die Frage, 
wie diese auszusehen hätte, um die 
deutsche Volkswirtschaft auf einen 
Wachstumskurs zu heben, der viel­
leicht über den Zyklus hinweg bei 
3% liegen könnte. In den Auf­
schwungsphasen wären dann aller­
dings mindestens 4% notwendig. 
Abschließend soll dies kurz skizziert 
werden.

Zunächst gilt, daß Stetigkeit und 
Verläßlichkeit der staatlichen Wirt­
schaftspolitik mehr denn je von Be­
deutung sind. Nicht kurzfristige Ak­
tionen sind notwendig, sondern 
eine stetige und verläßliche Politik. 
Dies gilt sowohl für die Geldpolitik 
als auch für die Finanzpolitik.

Die Geldpolitik sollte den Mut ha­
ben, eine auf höheres Wachstum 
gerichtete höhere Zielvorgabe zu 
machen. Dies erspart ihr nicht nur

Diskussionen über Zielüberschrei 
tungen, sondern kann auch die Ba 
sis für ein stärkeres reales Wachs 
tum sein. Dabei sollte man nicht nu 
die Geldmenge im Auge behalten 
sondern auch die Frage stellen, in 
wieweit die sich hieraus ergebende 
Zinsentwicklung in die konjunktu­
relle Landschaft paßt.

Die Finanzpolitik sollte das 
Wachstum ihres Ausgabenstroms 
von einem ausreichend hohen Ni­
veau aus verstetigen. Sie sollte die­
sen Ausgabenstrom auch dann 
durchhalten, wenn es zu Schwan­
kungen in ihren Einnahmen kommt. 
Eine bessere Entwicklung muß zur 
Konsolidierung genutzt werden, bei 
einer schlechteren Entwicklung 
sind übergangsweise Kreditaufnah­
men hinzunehmen. Im Interesse 
der Stetigkeit sollte man auf kurzfri­
stig orientierte Konjunkturpro­
gramme, die ohnehin selten zur 
richtigen Zeit kommen und häufig 
sowieso nur durch Einsparmaßnah­
men an anderer Stelle kompensiert 
werden, verzichten, insbesondere 
die öffentlichen Investitionen sollten 
verstetigt werden. Investitionsbe­
darf ist noch an vielen Stellen vor­
handen: man muß hierbei nicht nur 
über den Umweltbereich reden. In­
zwischen ist zum Beispiel der Er­
neuerungsbedarf bei Verkehrswe­

gen erheblich gestiegen. Die Aufga­
ben der Stadtsanierung erfordern 
erhebliche Mittel. Die Infrastruktur 
im Nachrichtensektor ist unzurei­
chend und die Aufgabe der Weiter­
qualifizierung, der Fort- und Weiter­
bildung zu langsam in Angriff ge­
nommen worden. Dies ist freilich 
keine rein staatliche Aufgabe. Unab­
hängig hiervon wäre es sicher ver­
nünftig, die für 1988 geplante Steu­
erreform auf 1987 vorzuziehen.

Eine aktive Wachstumspolitik 
sollte freilich nicht primär eine Poli­
tik staatlicher Interventionen oder 
staatlicher Maßnahmen sein. Wor­
auf es ankommt ist, ein Wachstums­
klima in der deutschen Volkswirt­
schaft zu schaffen, das dazu führt, 
daß wir wieder etwas bekommen, 
was man als selbsttragende Ent­
wicklung bezeichnen kann. Dies be­
deutet dann auch, daß der Struktur­
wandel besser vorankommt, als 
dies in den letzten Jahren der Fall 
war. Zu den wichtigsten Begleiter­
scheinungen eines zu schwachen 
Wachstums gehört nämlich, daß der 
Strukturwandel gehemmt wird und 
damit die Voraussetzungen für eine 
mittelfristig immer wieder notwen­
dige Erneuerung der Volkswirt­
schaft nicht geschaffen werden. 
Eine aktive Wachstumspolitik ist 
möglich und notwendig.

Armin Gutowski
(X

Das brachliegende Arbeitspotential mobilisieren

Jenseits aller politischen Taktik 
streiten sich auch Ökonomen 

darüber, was in der gegenwärtigen 
wirtschaftlichen Lage der Bundesre­
publik am besten zu tun sei ange­
sichts der bedrückenden Tatsache, 
daß die Arbeitslosigkeit noch nach 
vierjährigem Aufschwung hartnäk- 
kig hoch, wenn nun auch langsam 
rückläufig ist. Dieser Disput findet

nicht nur zwischen den „Schulen“ 
keynesianischer und angebots­
orientierter Prägung statt; auch Wis­
senschaftler, die sich nicht derart 
einordnen lassen, vertreten hier un­
terschiedliche Auffassungen. Die 
Diskussion ist oftmals verwirrend 
und oft auch verworren.

Zunächst einmal: Was heißt über­
haupt Spielraum für konjunkturpoli­

tische Maßnahmen? Herkömmlich 
wird darunter der Abstand zwischen 
tatsächlichem und erzielbarem So­
zialprodukt verstanden, denn Kon­
junkturbewegungen sind nichts an­
deres als Schwankungen in der 
Auslastung des Produktionspoten­
tials. Bevor man sich über die wirt­
schaftspolitische Nutzung solcher 
Spielräume unterhält, muß man dar-
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Über einig sein, daß diese über­
haupt existieren, und wenn ja, ob 
sie auch nutzbar sind.

Nicht umstritten ist die ex post 
vom Statistischen Bundesamt fest­
gestellte Höhe des Bruttosozialpro­
dukts sowie dessen nominale und 
reale Zunahme in der Vergangen­
heit. Kaum umstritten ist gegenwär­
tig die Prognose, also die voraus­
sichtliche Zunahme des Sozialpro­
dukts im laufenden und auch im 
nächsten Jahr (nämlich jeweils um 
die drei Prozent mit leichter Abfla­
chung im späteren Verlauf des 
nächsten Jahres), wenn auch die 
Risiken, daß es anders kommt, un­
terschiedlich eingeschätzt werden 
mögen.

Kontrovers sind dagegen die An­
sichten über die Höhe des Produk­
tionspotentials, also dessen, was 
bei voller Auslastung tatsächlich 
produziert werden könnte. Rein me­
chanisch gesehen wird dieses Po­
tential bei gegebenem Stand der 
Technik begrenzt durch die Anzahl 
und Qualifikation der vorhandenen 
Arbeitskräfte (Erwerbstätige plus Ar­
beitslose plus jene, die zwar weder 
erwerbstätig noch als arbeitslos ge­
meldet sind, aber unter bestimmten 
Bedingungen zu arbeiten bereit wä­
ren), durch die vorhandenen Sach­
kapazitäten (den Kapitalstock) so­
wie durch die Möglichkeit, diese Ka­
pazitäten im Laufe des Betrach-

fungszeitraums durch Investitionen 
aus eigener Produktion und mit In­
vestitionsgüterimporten zu vergrö­
ßern.

Es nimmt nicht wunder, daß ge­
rade die Amerikaner, die uns über 
fast zwei Jahrzehnte einen bemer­
kenswerten kräftigen Anstieg ihrer 
Beschäftigung vorexerziert haben, 
mit Blick auf unsere hohen und trotz 
Wachstum hartnäckig hoch bleiben­
den Arbeitslosenzahlen es für 
selbstverständlich halten, daß wir 
unser Produktionspotential bei wei­
tem nicht ausschöpfen. Sie fragen 
uns, warum wir den Spielraum, den 
sie als gegeben unterstellen, nicht 
zu unserem eigenen Vorteil nutzen, 
zumal hier -  anders als in den USA 
-  kein außenwirtschaftliches Di­
lemma besteht; stärker zuneh­
mende Importe bei kräftigerem 
Wachstum des realen Sozialpro­
dukts würden schließlich nur unsere 
überdimensionalen Leistungsbi­
lanzüberschüsse reduzieren -  zum 
guten Zwecke für uns (mehr Güter 
und Dienste im eigenen Lande) und 
zum Nutzen der Welt (mehr Nach­
frage aus der Bundesrepublik).

Hindernisse

Diese Analyse unserer tatsächli­
chen Situation ist ebenso einfach 
und plausibel wie falsch, wenn unter 
Konjunkturpolitik, wie üblich, ma­
kroökonomische Nachfragesteue­
rung, im konkreten Fall also expan­

sive Geld- und/oder Finanzpolitik 
verstanden wird. Denn der Einsatz 
dieser Mittel ist nur dann ange­
bracht, wenn er auch zur Besetzung 
vorhandener und zur Schaffung 
neuer Arbeitsplätze führen würde. 
Dem stehen jedoch nach wie vor 
viele Hindernisse entgegen.

Zum einen verhindern zahlreiche 
gesetzliche und tarifvertragliche Re­
gelungen wie zum Beispiel das La­
denschlußgesetz oder die Einen­
gung der Arbeitszeit des einzelnen 
Arbeitnehmers auf bestimmte Stun­
den am Tage oder bestimmte Tage 
in der Woche (nicht Samstag und 
Sonntag) die bessere Auslastung 
der vorhandenen Sachkapazitäten 
und verteuern somit den Kapitalein­
satz. Zum anderen paßt die Struktur 
des Angebots von Arbeitskräften 
nicht zur Struktur der Nachfrage 
nach Arbeitskräften; das gilt in fach­
licher, räumlicher und zeitlicher Hin­
sicht: Facharbeiter werden von Un­
ternehmen, insbesondere im Süden 
der Republik, händeringend ge­
sucht. Regional gibt es zwar arbeits­
lose Facharbeiter, und in Betrieben, 
die eigentlich schrumpfen oder gar 
schließen sollten, aber durch Sub­
ventionen oder wegen bestehen­
den Kündigungsschutzes (drohen­
der Sozialplan) mühsam am Leben 
gehalten werden, sind häufig hoch 
qualifizierte Facharbeiter gebun­
den, die anderwärts dringend ge­
braucht werden.
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Viele Arbeitslose, nicht nur Fach­
arbeiter, sind aber kaum bereit, dort­
hin umzusiedeln, wo sie Arbeit fän­
den. Andere, insbesondere auch 
Frauen, die Teilzeitarbeit suchen, 
wollen nur zu Zeiten arbeiten, zu de­
nen die verfügbaren Arbeitsplätze 
besetzt sind. Die Neigung, den Be­
ruf zu wechseln, andere Qualifika­
tionen zu erwerben, Arbeiten zu ver­
richten, die nicht der Ausbildung 
entsprechen, ist gering. Dies alles 
sind Phänomene, die mit einer all­
gemeinen Nachfrageankurbelung 
nicht aus der Welt geschafft werden 
können und die das ökonomisch re­
levante Produktionspotential ge­
genüber dem technisch erreichba­
ren einschränken.

Widerstände gegen Mobilität

Wer die Ursachen dieser Erschei­
nungen kennt-und das ist bei unse­
ren Kritikern oft nicht der Fall - ,  wird 
unschwer einsehen, daß sich Pro­
bleme solcher Art nicht über den 
Markt lösen, also über eine Differen­
zierung der Arbeitsentgelte nach 
Knappheit der angebotenen Lei­
stungen. Es handelt sich hier zwar 
nicht, wie manchmal behauptet, um 
(Vlarktversagen, sondern der Markt 
wird daran gehindert, seine Funk­
tion zu erfüllen. Dies hat zweierlei 
Gründe:

Zum einen sind die Widerstände 
gegen Mobilität, die ohnehin oft mit 
Unbequemlichkeiten, ja sogar mit 
mancherlei, wenn auch zumeist vor­
übergehenden Härten verbunden 
ist, durch unser Rechts- und Sozial­
system sowie durch die dazu ergan­
gene Rechtsprechung erheblich 
verstärkt worden. Wer arbeitslos ist, 
kann bei der Annahme von Stellen­
angeboten recht wählerisch sein. Er 
kann zumeist seiner nicht geringen 
Arbeitslosenunterstützung sicher 
sein, wenn er eine neue Anstellung 
nicht sucht und entsprechende An­
gebote ausschlägt, denn die Gren­
zen dessen, was ihm „zugemutet“ 
werden kann, sind sehr eng gezo­

gen. Zudem sind die Kosten der Mo­
bilität oft recht hoch. Jemand, der 
zum Umzug bereit ist, muß mögli­
cherweise sein Haus verkaufen 
oder eine billige Sozialwohnung auf­
geben, seine Kinder müssen sich 
an Schulen ganz anderer Art ge­
wöhnen, der beschäftigte Ehepart­
ner muß auch eine neue Stellung 
finden, während sein Erwerbsein­
kommen aus der neuenTätigkeit an­
dernorts nach Abzug aller Steuern 
und Sozialabgaben oft nur wenig 
höher ist als sein bisheriges Arbeits­
losengeld, womöglich noch aufge­
bessert durch ein Zubrot aus der 
„abgabenfreien“ Schattenwirt­
schaft. Mit dem Anreiz zum Erwerb 
anderer Qualifikationen steht es 
nicht viel besser.

Zementierte Lohnstruktur

Zum anderen ist die Lohnstruktur 
durch tarifvertragliche Vereinbarun­
gen weitgehend zementiert. Die 
durch Steuern und Sozialabgaben 
noch zusätzlich aufgeblähten Ar­
beitskosten für Tätigkeiten, die ge­
ringe Qualifikation erfordern, sind 
zu hoch, so daß Unternehmens­
gründungen etwa in Teilen des 
Dienstleistungsbereichs, wo unge­
lernte Arbeitskräfte gefragt wären, 
unterbleiben. Und dort, wo die ho­
hen Löhne für einfache Arbeiten ge­
zahlt werden können, sind derartige 
Arbeitsplätze im Laufe der Zeit 
durch Rationalisierung unter Wett­
bewerbsdruck knapp geworden. 
Selbst wenn aber Arbeitslose zu 
Löhnen arbeiten wollten, die unter 
den tariflich vereinbarten lägen, 
wäre ihnen das nach der heutigen 
Rechtslage meist verwehrt.

Wer Facharbeiter braucht, kann 
freilich Arbeitslose mit entsprechen­
der Qualifikation oder solche, die 
sie in kurzer Zeit erwerben können, 
durch Zuschläge zum Tariflohn an­
locken oder auch beschäftigte Fach­
arbeiter abwerben. Die Hürde der 
geschilderten Mobilitätshemmnisse

und der zusätzlichen Steuer- und 
Abgabenlasten, die mit solchen 
Lohnzuschlägen übersprungen 
werden müßte, ist aber zu hoch, als 
daß selbst der Markt für Facharbei­
ten geräumt werden könnte. Hinzu 
kommt, daß trotz der bescheidenen 
Auflockerungen durch das Beschäf­
tigungsförderungsgesetz die mit 
dem Arbeitsplatz- und Kündigungs­
schutz einschließlich Sozialplanvor­
schrift nach wie vor verbundenen 
hohen Risiken, die durchaus ein -  
wenn auch kaum meßbares -  Ko­
stenäquivalent haben, die Unter­
nehmen bei unbefristeten Neuein­
stellungen zögern lassen, wenn sie 
sich eines dauerhaft rentablen 
Mehrabsatzes nicht einigermaßen 
sicher sein können.

Dies alles auf die einfache Formel 
zu bringen, die Lohnkosten seien zu 
hoch und deshalb könne die Ar­
beitskomponente unseres Produk­
tionspotentials nicht ausgeschöpft 
werden, ist sicher zu simpel. Gleich­
wohl, moderate Tariflohnab­
schlüsse entlasten den Arbeits­
markt. Doch wie weit müßte die 
Lohnentwicklung hinter dem Pro­
duktivitätsanstieg Zurückbleiben 
und wie stark müßten die Löhne re­
gional und nach Tätigkeiten mit un­
terschiedlichen Qualifikationen dif­
ferenziert werden, damit in abseh­
barer Zeit wieder Vollbeschäftigung 
erreicht werden kann, wenn sich we­
der bei Steuern und bei Sozialabga­
ben noch im individuellen oder kol­
lektiven Arbeitsrecht Entscheiden­
des ändert? Diese Frage kann wohl 
niemand exakt beantworten. Es 
sollte jedoch außer Frage stehen, 
daß der Weg zu einem wieder ho­
hen Beschäftigungsstand viel leich­
ter wäre, wenn er vom Abbau der 
Mobilitätsschranken und anderer 
Hindernisse im Steuer-, Sozial- und 
Arbeitsrecht flankiert wäre.

Die Aufgeklärten unter den Befür­
wortern einer aktiveren Konjunktur­
politik, auch unter den Kritikern aus
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den USA, räumen dies alles bis zu 
einem gewissen Grade ein. Sie wei­
sen aber mit Nachdruck darauf hin, 
daß immerhin in den achtziger Jah­
ren die Lohnsteigerungen beschei­
dener ausgefallen sind und die Ge­
winne sich deutlich erhöht haben. 
Es gäbe deshalb trotz aller Rigiditä­
ten einen, wenn auch vielleicht nicht 
sehr großen Spielraum für den An­
stieg des Sozialprodukts -  einen 
Prozentpunkt oder ein wenig 
mehr - ,  der durch Anregung der 
Nachfrage genutzt werden könnte. 
Dies läßt sich mit dem, was wir wis­
sen, zwar nicht beweisen, aber 
auch nicht widerlegen.

Wenige Versäumnisse

Gedrängt, etwas zu tun, wird die 
Bundesrepublik zwar schon seit ge­
raumer Zeit. Doch viel an Versäum­
nissen braucht sie sich nicht vorwer­
fen zu lassen. Die erste beschei­
dene Stufe der auch insgesamt be­
scheidenen Steuerreform hat die 
Bundesregierung zu Beginn dieses 
Jahres in die Tat umgesetzt. Zwar 
schien ein mutigerer Schritt bei Kon- 
zipierung der Reform wohl ange­
zeigt. Doch was an konjunkturellen 
Impulsen dadurch fehlte, wurde 
durch günstige äußere Umstände 
wettgemacht. Der drastische Verfall 
der Erdölpreise und des Dollarkur­
ses ließ Gewinne und Realeinkom­
men von Arbeitnehmern und Emp­
fängern von Transferleistungen 
spürbar steigen. Die Investitionen 
nahmen erheblich zu, während der 
Export auf hohem Niveau sta­
gnierte. Der Anstieg des privaten 
Verbrauchs beschleunigte sich kräf­
tig. Wegen der erreichten Stabilisie­
rung des Preisniveaus nahm es die 
Bundesbank hin, daß die Zentral­
bankgeldmenge über das selbstge­
steckte Ziel hinausschoß, um den 
sich wieder kräftigenden Auf­
schwung nicht zu gefährden. t\/lehr 
wäre trotz des Dollarverfalls gefähr­
lich, weil es vermutlich erneut Infla­
tionserwartungen schüren würde.

Im kommenden Jahr, wenn die 
positiven Einmal-Effekte derTerms- 
of-Trade-Verbesserungen auslau- 
fen, wird sich wahrscheinlich der 
Aufschwung allmählich abflachen, 
obwohl vermutlich noch Spielraum 
für einen etwas größeren Anstieg 
des realen Sozialprodukts vorhan­
den ist, zumal in jüngster Zeit die 
Sachkapazitäten infolge von Erwei 
terungsinvestitionen etwas meh 
gewachsen sein dürften als zuvo 
Die wirtschaftspolitischen Instan 
zen müssen freilich sorgfältig abwä 
gen, ob und gegebenenfalls wann 
wie und in welchem Umfang sie die 
sen Spielraum nutzen sollten. Die 
Geldpolitik darf gewiß nicht weiter 
so expansiv bleiben wie bisher, 
auch wenn man in Rechnung stellt, 
daß die Stabilisierung des Preisni­
veaus den Hang zur Kassenhaltung 
erhöht hat. Sie braucht das Über­
schießen der Geldmenge dieses 
Jahres jedoch auch nicht zu korri­
gieren, vorausgesetzt, es werden 
keine Lohnforderungen und Arbeits­
zeitregelungen durchgesetzt, die 
die Stückkosten der Produktion der­
art erhöhen, daß die reichliche Geld­
versorgung sich mehr in Preis- als in 
Mengensteigerungen nieder­
schlägt. Aus diesem Grunde und 
wegen der Unsicherheit über die 
Entwicklung der Wechselkurse 
könnte die Deutsche Bundesbank 
diesmal den Zielkorridor, den sie 
sich für das nächste Jahr vorgibt, 
ein wenig nach unten verbreitern.

Steuerreformen

Die Finanzpolitik könnte ohne Ge­
fahr die für den 1. 1. 1988 vorgese­
hene zweite Stufe der Steuerreform 
schon Mitte nächsten Jahres rück­
wirkend zum 1. 1. 1987 in Kraft set­
zen, wie von den fünf Wirtschaftsfor­
schungsinstituten in ihrer jüngsten 
Gemeinschaftsdiagnose vorge­
schlagen wurde. Sie würde damit 
die nachlassenden Nachfrageim­
pulse aus dem außenwirtschaftli­
chen Bereich durch Anregung der

Binnennachfrage kompensieren. 
Da diese zweite Stufe der Steuerre­
form stärker angebotsorientiert ist 
als die erste, würde sie nicht nur den 
Konsum zur besseren Nutzung des 
Produktionsspielraums stimulieren, 
sondern auch einen Anreiz zu mehr 
Investitionen schaffen, also die 
Chancen für ein beschleunigtes 
Wachstum des Produktionspoten­
tials erhöhen.

Dabei dürfte es jedoch nicht blei­
ben, wenn die Arbeitslosigkeit 
schneller und dauerhaft abgebaut 
werden soll. Die angekündigte 
„echte" Steuerreform, insbeson­
dere die Einführung eines linear­
progressiven Einkommensteuerta­
rifs mit vermindertem marginalen 
Spitzensteuersatz, sollte so schnell 
wie möglich vorangetrieben wer­
den. Dabei sollten die zu erwarten­
den Steuerausfälle teilweise durch 
Subventionsabbau und Abschaf­
fung von Steuerprivilegien kompen­
siert werden. Eine vorübergehende 
Vergrößerung des Budgetdefizits 
könnte hingenommen werden und 
wäre bei sich abschwächender Kon­
junktur sogar willkommen. Das mit 
einer solchen Steuerreform ange­
regte Wachstum des Produktions­
potentials würde dann auch länger­
fristig eine Fortsetzung des infla­
tionsfreien Anstiegs des Sozialpro­
dukts möglich machen.

Doch das alles hat nur dann Aus­
sicht auf den erhofften dauerhaften 
Erfolg, wenn es gleichzeitig gelingt, 
den Anstieg der Lohn- und Lohnne­
benkosten im Zaum zu halten und 
die Flexibilität auf dem Arbeitsmarkt 
zu erhöhen. Durchgreifende Refor­
men im Arbeits- und Sozialrecht 
würden den Erfolg einer Steuerre­
form erheblich vergrößern. Denn 
neue Arbeitsplätze werden auf 
Dauer nur dann geschaffen, wenn 
sie auch durch Mobilisierung des 
brachliegenden Arbeitspotentials 
auf rentable Weise besetzt werden 
können.
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